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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Demokratische Grundstrukturen bei Verwertungsgesellschaften 

Antrag der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 18/224 - selbstständig - 

 

 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarschluss vom 
28. September 2012 überwiesenen Antrag der Fraktion der PIRATEN in mehreren 
Sitzungen befasst und eine schriftliche Anhörung durchgeführt. Im Rahmen der Bera-
tungen legten sowohl die FDP als auch CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW einen Änderungsantrag vor. Während der Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP vom Ausschuss mehrheitlich abgelehnt wurde, wurde der Änderungsantrag der 
Regierungsfraktionen und der CDU ebenfalls mehrheitlich angenommen. 

Mit den Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die 
Stimme der PIRATEN und bei Enthaltung der Stimme der FDP empfiehlt der Aus-
schuss dem Landtag die Annahme des Antrags in der folgenden geänderten Fas-
sung: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert 

1. mit der Schiedsstelle beim Deutschen Patent- und Markenamt den Aus-
tausch zu suchen und diese darauf hinzuweisen, dass sie im Rahmen des 
Schiedsverfahrens hinsichtlich der neuen GEMA-Tarifstruktur die berech-
tigten Interessen aller Beteiligten ausreichend gewichten möge; 

2. die GEMA aufzufordern, transparente und gerechte Tarifregelungen für alle 
GEMA-Vertragspartner zu finden. Die Ausgestaltung ihres Tarifsystems 
darf dabei die wirtschaftliche Betätigung von Musikveranstaltern und Club-
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betreibern nicht weiter erschweren und damit kaum noch möglich werden 
lassen. Veranstaltungen mit überwiegend kulturellem Charakter und sol-
che, die ehrenamtlich organisiert werden und kein kommerzielles Ziel ver-
folgen, dürfen nicht zusätzlich belastet werden; 

3. eine Gesetzesinitiative im Bundesrat zu ergreifen, die ein europäisches 
Wahrnehmungsrecht als Grundlage für die Forderung des Wettbewerbs 
unter den europäischen Verwertungsgesellschaften unter einheitlichen 
Rahmenbedingungen schafft. 

 

 

 

gez. Barbara Ostmeier 

Vorsitzende 


